
Wenn jetzt „CDU-Vertreter gegen
die geplante Stromtrasse an der A9
protestieren, behaupten sie das Ge-
genteil dessen, wofür sie seit Jah-
ren stehen. Es ist ein unsägliches
Bäumchen-wechsle-dich-Spiel, was
da betrieben wird“, erklärte Bodo
Ramelow, Vorsitzender der Links-
fraktion. Er verwies dabei auf das
Abstimmverhalten Thüringens bei
maßgeblichen Entscheidungen zur
Trassenplanung.

Der Bundesbedarfsplan für Strom-
trassen ist im Juni 2013 im Bundestag
verabschiedet worden. Dieser Plan
wurde mit Ausnahme der LINKEN von
allen Fraktionen bestätigt. „Die Links-
fraktion hatte ihn entschieden abge-
lehnt“, erklärte Ralph Lenkert, Spre-
cher für Umweltpolitik der LINKEN im
Bundestag. Im Juli 2013 hatte auch der
Bundesrat dem Bundesbedarfsplan zu-
gestimmt - mit der Stimme Thüringens.

Jegliche Möglichkeit zur Einflussnah-
me hat Thüringen aus der Hand gege-
ben, indem es der Änderung des Ener-
giewirtschaftsgesetzes zustimmte. Da-
mit ging die Planungshoheit für das
Planfeststellungsverfahren für Tras-
senverläufe vom Land auf die Bundes-
netzagentur über. Das wurde wieder-
um gegen die Stimmen der LINKEN im
Bundestag bestätigt. Auch im Bundes-
rat bekam diese Änderung die Zustim-
mung Thüringens. 

„Jetzt kann Thüringen im Kreis sprin-
gen und trotzdem erstmal nichts än-
dern. So ist das, wenn man Verfahren

einfach aus der Hand gibt.“ Ralph Len-
kert sagte weiter: „Wenn sich nun
Staatskanzleichef Jürgen Gnauck an
die Spitze des Protests setzen will und
behauptet, er hätte den Trassenverlauf
nicht ahnen können, dann ist dies ent-
weder Unkenntnis oder Unehrlichkeit
auf höchster Stufe. Beides macht ihn
ungeeignet für den Job, den er hat.“

„Je näher die Kommunalwahl rückt,
desto größer werden die Erinnerungs-
lücken der CDU-Regierungsmitglie-
der“, monierte Bodo Ramelow. Erst
ließ man engagierte Bürger und Initiati-
ven gegen den Trassenneubau über
Jahre einen einsamen Kampf führen.
Auch bei der Klage vor dem Bundes-
verwaltungsgericht, um die Trasse
durch den Thüringer Wald zu verhin-
dern, kam keine Unterstützung der
Landesregierung. 

Petra Enders: Landesregierung 
sollte auch Moratorium gegen 
380 kV-Leitung unterstützen

„Wenn jetzt lautstark gegen die Tras-
se an der A9 protestiert wird, ist das
an politischer Wendehälsigkeit kaum
noch zu überbieten“, so Bodo Rame-
low. Wenn die CDU-Vertreter in der
Landesregierung glaubwürdig sein
wollten, dann müssten sie die derzeit
laufende Klage Betroffener aus dem
Ilm-Kreis gegen das Energieleitungs-
ausbaugesetz (EnLAG) vor dem Bun-
desverfassungsgericht tatkräftig un-
terstützen. Die LINKE fordert erneut
ein ernsthaftes Umplanen. „Es geht

nicht um neue Mega-Trassen und ei-
nen massiven Netzausbau, sondern
um eine Energiewende aus einem Guss
mit den Kernpunkten regional, dezen-
tral und regenerativ. Das alles setzt ein
sinnvolles Gesamtkonzept voraus, das
uns aber die Landesregierung seit Mo-
naten schuldig bleibt.“

Petra Enders, die LINKE Landrätin
des Ilm-Kreises, bekräftigte: „Beim
Kampf gegen die 380 kV-Leitung Halle-
Schweinfurt haben wir eine solche Un-
terstützung der Landespolitik nicht
kennen lernen dürfen. Das ganze Ge-
genteil war der Fall. Doch nicht nur an
der A9 kann man von Elektrosmog
krank werden, auch an der A71. Und
nicht nur an der A9 werden Natur und
Landschaft zerstört und Lebensquali-
tät beeinträchtigt, sondern im Ilm-
Kreis und seinen Nachbarkreisen Hild-
burghausen und Sonneberg auch.“

Hier stehen allerdings momentan
keine Fernsehkameras und Mikropho-
ne bereit, um wählerwirksam Protest
zu formulieren. Hier steht aber dem-
nächst die Fortsetzung des Planfest-
stellungsverfahrens für den 3. Bauab-
schnitt an. Vom 6. bis zum 9. Mai fin-
den in Goldisthal die Erörterungstermi-
ne statt. „Dies wäre eine gute Gelegen-
heit für die Vertreter der Landesregie-
rung mit Frau Lieberknecht an der
Spitze, klar zu machen, dass auch die-
se Leitung nicht gebraucht wird und
der Freistaat Thüringen die Forderung
nach einem Moratorium zum Leitungs-
bau unterstützt“. 

Mittel zur Durchsetzung Eurer Forde-
rungen. Ihr leistet Tag für Tag gute und
harte Arbeit, die auch entsprechend
entlohnt werden muss. Jeder Arbeit-
nehmer hat den Anspruch auf ein Ein-
kommen, von dem er leben kann und
mit dem er eine armutssichere Rente
erreicht. Deshalb fordern wir seit Jah-
ren die Einführung eines Mindestloh-
nes in Höhe von mindestens 10 Euro.

Es ist immer wieder erschreckend
und nicht hinnehmbar, dass Konzerne
die Arbeit ihrer Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter lediglich als Kostenfaktor
und damit als größtes Sparpotential
sehen. Der große Einfluss, den Eure Ar-
beit, gerade im Dienstleistungssektor,
auf den Gewinn des Unternehmens hat
ist durch gute Löhne zu honorieren.
Das ist nur gerecht und letztlich auch
im Interesse des Unternehmens.“

Niedriglöhne jahrelang als „Standort-
vorteil“ vermarktet hat. Zudem liegt
die Tarifbindung in Thüringen bei gera-
de einmal 22 Prozent. Umso wichtiger
sei der Kampf der Beschäftigten für ei-
nen Tarifvertrag, für Gute Arbeit und ei-
nen gerechten Lohn. 

Auch die Landtagsabgeordnete und
Landesvorsitzende der Partei DIE LIN-
KE, Susanne Hennig-Wellsow, erklärte
die Solidarität mit den streikenden Kol-
leginnen und Kollegen: „Wir unterstüt-
zen das Ringen der Gewerkschaft Nah-
rung-Genuss-Gaststätten (NGG) für
den Abschluss eines Tarifvertrages für
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
bei Autogrill in Thüringen und Bayern.
Nach dem die Arbeitgeberseite keine
Bereitschaft zu Lohnerhöhungen zeigt
und nicht auf die Warnstreiks reagiert,
ist der unbefristete Streik das richtige

Ihre Solidarität mit den streiken-
den Beschäftigten des Raststätten-
Betreibers Autogrill (in Thüringen Ei-
senach und Hörselgau) hat die Links-
fraktion im Thüringer Landtag er-
klärt. Den Mitarbeitern geht es bei
ihrem Arbeitskampf um einen Lohn-
und Manteltarifvertrag für alle Be-
schäftigten der „Autogrill Deutsch-
land GmbH“. 

Die Fraktion wünscht viel Erfolg
und Durchhaltevermögen für die vor
den Osterfeiertagen begonnenen un-
befristeten Streiks und die weiteren
Tarifauseinandersetzungen. Thürin-
gen sei „angesichts der längsten Ar-
beitszeiten immer noch das Land mit
den niedrigsten Löhnen in Deutsch-
land“, betonte Bodo Ramelow in der
Solidaritätsadresse. Schuld daran
trage auch die Landesregierung, die

Unsägliches „Bäumchen-
wechsle-dich-Spiel“ 

Solidarität mit Streikenden von Autogrill

Wie der „Arbeitskreis Volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung“ ver-
meldete, seien die Löhne in Thürin-
gen in den vergangenen fünf Jahren
überdurchschnittlich gestiegen, der
Freistaat führe die statistische Er-
fassung an.  Nun freue ich mich für
jeden  Beschäftigten, der mehr
Geld auf sein Konto bekommen hat.
Dies ist vor allem dem beherzten
Kampf der Gewerkschaften und Be-
schäftigten selbst zu verdanken, die
- wie beispielsweise im Einzelhan-
del - bestehende Rechte verteidigt
und Lohnsteigerungen durchge-
setzt haben. 

Tatsache bleibt aber auch, dass
diese Statistik nur einen Ausschnitt
zeigt: Wo wenig verdient wird, wir-
ken selbst kleine Lohnzuwächse als
große Sprünge. Zahlreiche Beispie-
le belegen, dass Thüringen leider
noch immer das Land niedriger
Löhne ist, in dem aber zugleich am
längsten gearbeitet wird. Auch das
Wirtschaftsministerium musste ein-
räumen, dass die Beschäftigten im
Freistaat mit einem durchschnittli-
chen Jahresentgelt von 30.300
Euro auf dem drittletzten Platz im
Bundesvergleich liegen. Bis zu 35
Prozent der Thüringer würden, so
das Institut Arbeit und Qualifikation
der Universität Duisburg-Essen, von
einem Mindestlohn von 8,50 Euro
direkt profitieren. Das sind etwa
300.000 Menschen, was die zu-
gleich enormen Lohnspreizungen
deutlich macht. All dies wird von
der eingangs zitierte Statistik kom-
plett ignoriert. Selbstverständlich
bekennt sich auch die Linksfraktion
im Thüringer Landtag zur Tarifauto-
nomie und  zu den Aufgaben von
Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbänden, faire Löhne auszuhan-
deln. Dennoch entbindet dies den
Staat nicht von seiner Verantwor-
tung, für faire Rahmenbedingungen
und vor allem gute Löhne in seinem
Wirkungsbereich zu sorgen. Thürin-
gen braucht endlich ein vernünfti-
ges Tariftreue- und Vergabegesetz,
das die öffentliche Hand verpflich-
tet, nur Gute Arbeit zu unterstüt-
zen. 

Auf der anderen Seite erwarte ich
von der Landesregierung eine klare
Position gegen jede Ausnahme
beim flächendeckenden Mindest-
lohn. Eine wirkungsvolle Lohnunter-
grenze darf kein Sieb sein. Übrigens
musste auch das Wirtschaftsmini-
sterium einräumen, dass Thüringen
mit einem durchschnittlichen Jah-
resentgelt von 30.300 Euro auf
dem drittletzten Platz in Deutsch-
land liegt.

Lohnspitzenreiter?

von Ina Leukefeld
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Bodo Ramelow: Nicht neue Megatrassen, sondern „Energiewende aus einem Guss“



Dem Verfassungsschutz
fehlt jede Legitimation

Als „notwendige und richtige
Entscheidung“, bezeichnete die
Landtagsabgeordnete Katharina
König, netzpolitische Sprecherin
der Linksfraktion, das Urteil des
Europäischen Gerichtshofs, der am
8. April die Unzulässigkeit der
Richtlinie zur Vorratsdatenspeiche-
rung festgestellt hat. „DIE LINKE
spricht sich bereits seit Jahren ge-
gen die anlasslose Erhebung von
Daten im Telekommunikationsbe-
reich aus, weil sie einen übermäßi-
gen Eingriff in die Grundrechte der
Bürger darstellen. Der Europäische
Gerichtshof hat mit seinem Urteil
unsere Gründe für diese Ablehnung
als völlig zutreffend bestätigt.“

Das höchste europäische Ge-
richt bestätigt damit das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts, wel-
ches bereits vor einigen Jahren die
deutsche Umsetzung der Richtlinie
für nicht verfassungsgemäß ansah.

Die Richtlinie wurde 
zu Recht aufgehoben 

Katharina König weiter: „Der Eu-
ropäische Gerichtshof eine beson-
dere Schwere des Eingriffs in die
Grundrechte festgestellt. Das muss
jedem politisch Verantwortlichen,
der sich bisher noch für die Vor-
ratsdatenspeicherung eingesetzt
hat, doch zu denken geben.“

„Nicht nur die Umsetzung der
Richtlinie in Deutschland war pro-
blematisch, das ganze Konstrukt
einer willkürlichen Datenspeiche-
rung über ausnahmslos jeden, der
elektronisch kommuniziert, ist
schlichtweg falsch und entspricht
nicht einer demokratischen Gesell-
schaft“, sagte die Abgeordnete, die
eine grundrechtskonforme Umset-
zung der Vorratsdatenspeicherung
auch in Zukunft für nicht möglich
hält. Große Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit, wie sie von Abge-
ordneten der CDU heraufbeschwo-
ren werden, kann Katharina König
mit der Aufhebung der Richtlinie
nicht erkennen: „Die Vorratsdaten-
speicherung hat sich bisher nicht
als notwendiges Instrument zur
Verbrechensbekämpfung erwie-
sen. Mit dem Urteil ist aber klar,
dass diese Ermittlungsmethode ei-
nen massiven Eingriff in die Privat-
sphäre darstellt, der mit den
Grundrechten nicht vereinbar ist.
Deshalb ist die Richtlinie zu Recht
aufgehoben worden.“

Auch wenn das Urteil die Tür für
neue Anläufe zur Vorratsdatenspei-
cherung offen lässt, plädierte Ka-
tharina König  dafür, die Idee end-
gültig zu begraben: „Es wird Zeit,
dass auch hierzulande die Grund-
rechte aller Menschen ernster ge-
nommen werden. Es gibt kein Su-
perrecht des Staates auf Überwa-
chung - auch nicht im Namen der
Sicherheit.“                                          

KURZ UND PRÄGNANT
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„Die Welt ist voller Farbe“

sungsschutz die Gefahren, über die
Trinkaus berichtete, erst selbst er-
schaffen hatte. Dass dies kein Einzel-
fall, sondern vielmehr die Regel beim
Landesamt für Verfassungsschutz ist,
zeigen die Beispiele der V-Männer Tino
Brandt, Thomas Dienel und Marcel D.,
die ebenfalls führende Nazi-Aktivisten
waren. „Der Verfassungsschutz finan-
ziert also selbst die Feinde der Demo-
kratie und deren verfassungsfeindli-
ches Agieren“, unterstrich der innen-
politische Sprecher der Linksfraktion.

Nach dem PKK-Bericht muss kon-
statiert werden, dass eine parlamenta-
rische Kontrolle des Geheimdienstes
nicht gewährleistet ist. Die Kommissi-
on hatte berichtet, nur unzureichend
von der Landesregierung unterrichtet
worden zu sein, und dies, obwohl die
gesetzlichen Verpflichtungen bestün-
den.  Ralf Kalich: „Wenn die PKK dann
selbst ausführt, die parlamentarische
Kontrolle sei eine wesentliche Säule
zur Legitimation der Geheimdienste,
dann muss sie und muss auch das Par-
lament in Gänze endlich die richtigen
Schlüsse ziehen: Dem Verfassungs-
schutz fehlt jedwede Legitimation und
er gehört abgeschafft.“                       

Am 11. April hat der stellvertre-
tende Vorsitzende der Parlamenta-
rischen Kontrollkommission (PKK),
Heiko Gentzel, im Thüringer Land-
tag einen ausführlichen Bericht zur
Arbeit des Gremiums, das die Lan-
desregierung in Angelegenheiten
des Verfassungsschutzes  kontrol-
lieren soll, erstattet. Im Anschluss
hatte der LINKE Abgeordnete Ralf
Kalich erklärt:

„Dies war hoffentlich der letzte Be-
richt der Parlamentarischen Kontroll-
kommission an den Thüringer Landtag,
weil der Verfassungsschutz nach der
Landtagswahl von einer LINKEN in Re-
gierungsverantwortung durch eine In-
formations- und Dokumentationsstelle
ersetzt werden wird. 

Wenn es noch eines Beweises be-
durft hätte, um die ganze Absurdität
der vermeintlichen parlamentarischen
Kontrolle des Verfassungsschutzes zu
verdeutlichen, dann haben wir ihn al-
lein schon im Procedere der Berichter-
stattung der PKK an den Landtag er-
lebt. Um Sachverhalte zu referieren,
die entweder allgemein bekannt sind
oder unproblematisch in öffentlichen

Bis zum 17. Mai ist in der Fraktionsgalerie der LINKEN im Thüringer Landtag
die Gemeinschaftsausstellung „Die Welt ist voller Farbe“ mit Bildern von Linda
Markowski, Christophorus Klimke und Hans Joachim Becker zu sehen. Vom
Kunstverein „Hofatelier" Niedergrunstedt (bei Weimar) kommend, zeigen sie eine
eindrucksvolle Bandbreite ihres Schaffens und verschiedener Techniken der Ma-
lerei und Grafik. Neben Porträts, Landschaften und Stillleben sind auf den ausge-
stellten Bildern auch Stimmungen eingefangen, die tatsächlich eine Welt voller
Farbe zeigen. In Anwesenheit der Künstlerinnen und Künstler sowie zahlreicher
Gäste war die Ausstellung im Rahmen einer Vernissage am 9. April durch den
Vorsitzenden der Linksfraktion, Bodo Ramelow, eröffnet worden.  Die Fraktion
freut sich auf interessierte Besucherinnen und Besucher.   

Das Hofatelier hat sein Domizil in der alten Schule von Niedergrunstedt,  die
zum Sitz des Kunstvereins wurde und wo bereits 1994 die Ausstellungstätigkeit
begann. Das Haus konnte nach umfangreichen Sanierungen im denkmalge-
schützten Ortskern 1995 auch als eine Begegnungsstätte vielfältiger Art offiziell
eröffnet werden.                                                                                                           

Es gibt kein Superrecht
auf Überwachung

Verfassungsschutzberichten nachgele-
sen werden können, musste die PKK
ersteinmal beschließen, dass die Ge-
heimhaltung aufzuheben ist.“ Der Be-
richt enthält im Bereich Rechts ledig-
lich Ausführungen zu bekannten Vor-
kommnissen, wie dem Neonazi-Über-
fall in Ballstädt, oder offen zugängli-
chen Informationen, wie den Wahler-
gebnissen der NPD. Einen Gewinn an
Information erbringt der Verfassungs-
schutz mit seinen grundrechtsfeindli-
chen Methoden dann offenbar nicht. 

Feinde der Demokratie 
selbst finanziert

Vielmehr wird durch den Bericht ein
weiteres Mal offenkundig, wie verfehlt
und gefährlich vor allem die V-Mann-
Praxis des Verfassungsschutzes für
das demokratische Gemeinwesen ist.
Der sogenannte „Engel-Bericht“ stellte
u.a. heraus, wie der damalige NPD-
Funktionär Kai-Uwe Trinkaus seine Rol-
le als V-Mann nutzte, um demokrati-
sche Parteien und Vereine zu unter-
wandern, Abgeordnete zu kompromit-
tieren und herabzuwürdigen. Ebenso
wurde festgestellt, dass der Verfas-

Die Parlamentarische Kontrollkommission (PKK) erstattete Bericht an den Landtag

Online-Diskussionsforum
des Thüringer Landtags

Unter www.forum-landtag.thuerin-
gen.de können sich Interessierte im
Online-Diskussionsforum bis zum 25.
Mai an der Debatte zum Fünften Ge-
setz zur Änderung der Verfassung des
Freistaats Thüringen und zu den Ge-
setzentwürfen zur Änderung des Thü-
ringer Verfassungsschutzgesetzes be-
teiligen. Darüber hinaus kann man hier
noch bis zum 8. Mai zum Thüringer Ge-
setz zur Änderung beamtenrechtlicher
Vorschriften mitzudiskutieren. 

Bei der Verfassungsschutzgesetz-
Diskussion geht es um Gesetzentwürfe
der Grünen-Fraktion und der Landesre-
gierung. Der Innenausschuss hatte am
4. April beschlossen, hierzu ein schrift-
liches und mündliches Anhörungsver-
fahren durchzuführen und die von
Sachverständigen, Interessensvertre-
tern und anderen Anzuhörenden einge-
reichten Stellungnahmen im Diskussi-
onsforum des Thüringer Landtags zur
Verfügung zu stellen. 

Mit dem Gesetzentwurf der Landes-
regierung zur Änderung beamtenrecht-
licher Vorschriften wird eine auf die Zu-
kunft gerichtete Anpassung und Neu-
ordnung des Thüringer Beamtenrechts
verfolgt. Um dies zu erreichen, sollen
u.a. die bisherigen laufbahnrechtlichen
Bestimmungen zur Vereinfachung aus
dem Thüringer Beamtengesetz und der
Thüringer Laufbahnverordnung gestri-
chen und in einem neuen eigenen Thü-
ringer Laufbahngesetz zusammenge-
fasst werden.                                      



„Es braucht einen gesellschaftli-
chen Dialog, wie die Erinnerung an
dieses verbrecherische Kapitel deut-
scher Geschichte angesichts der nur
noch wenigen lebenden Zeitzeugen
auch in Zukunft lebendig gehalten
werden kann. Es ist unsere Verant-
wortung, der NS-Opfer zu gedenken
und im Wissen um die menschenver-
achtende Macht neonazistischer
Ideologie der Verbreitung antisemiti-
scher, rassistischer und nationalisti-
scher Einstellungen aktiv entgegen-
zutreten“, hatten der Vorsitzende der
Linksfraktion, Bodo Ramelow, und
Susanne Hennig-Wellsow, LINKE-
Landesvorsitzende, anlässlich des
69. Jahrestags der Befreiung der
Konzentrationslager Buchenwald und
Mittelbau-Dora  gesagt.

Die Thüringer Landesmedienan-
stalt (TLM) in Erfurt besuchten Bodo
Ramelow und André Blechschmidt.
Die Abgeordneten informierten sich
über aktuelle Entwicklungen in der
Medienwelt und damit zusammen-
hängende Fragen der Regulierung
und Aufsicht im Gespräch mit dem
Direktor der TLM, Jochen Fasco, bei
dem u.a. die Bedeutung von Bürger-
medien im Mittelpunkt stand. Im
Thüringer Medienbildungszentrum
der TLM wurden Medienprojekte mit
Schulen und Freizeiteinrichtungen
sowie Fortbildungsmöglichkeiten für
Pädagogen vorgestellt. Dabei war
auch Zeit für einen Erfahrungsaus-
tausch mit TMBZ-Mitarbeitern, bei
dem es u.a. um die Vermittlung von
Medienkompetenz ging.                   

Nachdem der von der Landesre-
gierung schon lange angekündigte
Hochschulentwicklungsplan immer
noch auf sich warten lässt, hat jetzt
die Fraktion DIE LINKE im Thüringer
Landtag eine Studie mit dem Titel
„Campus Thüringen - Perspektive
durch Kooperation“  sowohl im Rah-
men eines Pressegesprächs als
auch mit der Livestream-Übertra-
gung einer ersten Diskussion dazu
in der Fraktionssitzung öffentlich
vorgestellt. Dabei geht die aus-
drückliche Einladung an alle Akteu-
re und Interessierten, in den näch-
sten Wochen und Monaten ihre Mei-
nung zu sagen und sich in die Dis-
kussion einzubringen.

Nach den ersten Veröffentlichungen
in der Thüringer Presse begann bereits
eine heiße Debatte, die darin gipfelte,
dass die SPD und der LINKEN unter-
stellte, sie wolle Kürzen und Streichen.
„Als wenn schon die Diskussion ge-
fährlich wäre“, wie Bodo Ramelow rea-
gierte. Dabei ist an keiner Stelle der
Studie von Schließungen von Einrich-
tungen die Rede, vielmehr geht es um
die Fortentwicklung der Thüringer
Hochschullandschaft und darum, eine
wirkliche „Perspektive durch Koopera-
tion zu eröffenen“, betonte Dr. Karin
Kaschuba, wissenschaftspolitische
Sprecherin der Fraktion. Es sei „aller-
höchste Zeit, dass die öffentliche De-
batte“ dazu geführt werde.

Thüringer Hochschulen werden
schon seit Jahren unterfinanziert

„Wir haben die Außensicht gewollt“
bei den notwendigen Überlegungen  zu
den Zukunftsstrukturen in Thüringen,
so Bodo Ramelow zur Vorstellung der
Studie in der Fraktionssitzung. Denn
„wenn wir nicht diskutieren, erleben
wir nur Spar- und Streichorgien, die
keine Ansätze für Neues bieten“. Er un-
terstrich die auch im Gutachten hevor-

Das jetzt im Landtag beschlos-
sene Gesetz zur Anerkennung von
im Ausland erworbenen Berufsab-
schlüssen hat nach Ansicht der mi-
grationspolitischen Sprecherin der
Linksfraktion, Sabine Berninger,
„erhebliche Mängel und nicht un-
relevante Schwächen. Es stellt
nicht den Migranten oder die Mi-
grantin mit ihren individuellen
Kompetenzen und Fähigkeiten in
den Mittelpunkt, sondern rein in-
ländische ökonomische Interes-
sen. Das heißt, dem Gesetzent-
wurf geht es ausschließlich darum,
Menschen und ihre Potentiale öko-
nomisch besser zu verwerten“.

Es entspricht nicht der Lebens-
realität, im Bereich der nicht-regle-
mentierten Berufe berufspraktisch
erworbene Qualifikationen als
Grundlage für die Anerkennung
auszuschließen und die Möglich-
keit der Nachqualifizierung im Ge-
setz selbst nicht zu eröffnen. So
müssen Menschen, die die fachli-
che Kompetenz nachweisen kön-
nen, in der Regel die Arbeit ent-
sprechend ihrer Qualifikation aus-
üben, aber nicht entsprechend ih-
rer Qualifikation bezahlt werden.
„Weltoffen zu sein, erfordert ne-
ben der individuellen Anerkennung
von Lebensleistungen auch anzu-
erkennen, dass Erwerbsbiografien
in Ländern außerhalb der Europäi-
schen Union auch anders struktu-
riert und organisiert sind.“ LINKE
und Grüne hatten gemeinsam ei-
nen Änderungsantrag vorgelegt,
der die Konsequenzen aus dem
seit April 2012 geltenden Bundes-
gesetz erkennt und zudem die Er-
gebnisse der parlamentarischen
Anhörung berücksichtigt.

Einladung zur Diskussion über das Gutachten zur Hochschulentwicklung in Thüringen

Landtagssitzungen:
Die letzten planmäßigen Plenar-

sitzungen des Thüringer Landtags
in dieser zu Ende gehenden Legis-
laturperiode sind für die Zeit vom
21. bis 23. Mai, vom 25. bis 27. Ju-
ni sowie vom 16. bis 18. Juli anbe-
raumt.

Vorankündigung:
Zu ihrem Jahresempfang lädt die

Fraktion DIE LINKE am Dienstag,
den 8. Juli, 17 Uhr, in den Innenhof
des Thüringer Landtags ein. Als
Hauptredner wird auch in diesem
Jahr wieder Dr. Gregor Gysi, Vorsit-
zender der Linksfraktion im Bun-
destag, erwartet. 

Aktuelle Themen, Presseinfor-
mationen, Aktionen, Schwer-
punkt- und Diskussionsforen: 

www.die-linke-thl.de

Abgelehnt hat der Landtag den Ge-
setzentwurf der LINKEN für ein Thü-
ringer Bildungsfreistellungsgesetz.
Die Fraktion hatte im Juni 2013 den
vom Kultusministerium bereits erar-
beiteten, aber von der CDU blockier-
ten, Gesetzentwurf eingebracht, der
seitdem ebenso wie ein Entwurf der
Grünen (bereits mehr als zwei Jahre
alt) im Ausschuss lag. Beide Gesetz-
entwürfe standen auf der Tagesord-
nung. Das bisherige Verfahren stellt
einen Bruch des Koalitionsvertrages
dar: Die SPD war mit dem Bildungs-
freistellungsgesetz in den letzten
Wahlkampf gezogen und ein solches
Gesetz ist auch im Koalitionsvertrag
verankert. Thüringen ist derzeit eines
von nur vier Bundesländern ohne Bil-
dungsfreistellungsgesetz.
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Bildungsfreistellung Gedenken Medienanstalt

Berufsabschlüsse

gehobene Notwendigkeit, „mit Beginn
der kommenden Legislaturperiode ei-
ne Enqutekommission Thüringer Hoch-
schulentwicklung 2030“ einzusetzen.

„Die Thüringer Hochschulen werden
schon seit vielen Jahren unterfinan-
ziert“, erneuerte Susanne Hennig-Well-
sow, bildungspolitische Sprecherin
und Landesvorsitzende der LINKEN,
die grundsätzliche Kritik. Dabei sei die
vom Ministerium vorgesehene Steige-
rung der Hochschulausgaben im Zeit-

institutionelle Kooperation mit der nur
40 Kilometer entfernten Fachhoch-
schule Harz (Sachsen-Anhalt) vorge-
schlagen – entweder als Hochschulver-
band, was die Minimalvariante sei,
oder als länderübergreifende Hoch-
schule Harz-Nordhausen (Maximalva-
riante) nach dem Modell der nieder-
sächsischen Technischen Hochschule. 

Und Erfurt und Weimar könnten bei
verbesserter Zusammenarbeit eine
Wissenschaftsregion bilden. Dafür

Campus Thüringen – 
Zukunft per Kooperation

UNZ-08-2014

raum von 2016 bis 2020 um vier Pro-
zent das Mindeste, reiche aber immer
noch nicht aus, um die Situation für
Beschäftigte und Studierende tatsäch-
lich zu verbessern. 

Es gehe um sinnvolle Strukturent-
scheidungen und Herausforderungen,
denen sich die neue Landesregierung
zu stellen habe, hatte Prof. Benjamin-
Immanuel Hoff, der zusammen mit
Christian Schaft das Gutachten erar-
beitet hat, betont. So wird im Gutach-
ten beispielsweise für die Fachhoch-
schule Nordhausen, die jüngste Hoch-
schul-Neugründung in Thüringen, eine

wird u.a. vorgeschlagen, dass die vier
Hochschulen ihre Ressourcen in drei
fachlichen Schwerpunkten zusammen-
führen (Architektur-Urbanistik-Bauen,
Kommunikation-Kunst-Design, Bil-
dung-Erziehungswissenschaften-Leh-
rerausbildung).

A. Rudolph

Das komplette Gutachten (235
Seiten) kann ebenso wie eine Kurz-
fassung (20 Seiten) auf der Inter-
netseite der Fraktion unter
www.die-linke-thl.de eingesehen
werden.  

Beim Pressegespräch (v.l.): Susanne Hennig-Wellsow, bildungspolitische Spre-
cherin der Linksfraktion und Landesvorsitzende der LINKEN, Christian Schaft und
Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff, Autoren der unabhängigen Studie, und Dr. Karin
Kaschuba, wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion. Foto: P. Lahn



Zum dritten Mal trafen sich LINKE
Landrätinnen, Eisenachs Oberbür-
germeisterin Katja Wolf, hauptamt-
liche Dezernentinnen und Dezer-
nenten und Bürgermeisterinnen
und Bürgermeister auf Einladung
von Bodo Ramelow, Fraktionsvorsit-
zender der LINKEN im Thüringer
Landtag. Tagungsort war diesmal
Eisenach. 

„Wir wollen die Erfahrung der linken
Verantwortungsträger der Kommunen
mit in den Landtag bringen“, sagte der
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im
Thüringer Landtag im Anschluss an das
zweitägige Treffen. 

Und Erfahrungen konnten die LIN-
KEN kommunalen Verantwortungsträ-
gerinnen und Verantwortungsträger ei-
ne Menge vortragen. Im Mittelpunkt
des Treffens standen vor allem sozial-
politische Fragen und Probleme. Land-
kreise und kreisfreie Städte in Thürin-
gen sind insbesondere durch die in den
letzten Jahren massiv gestiegenen So-
zialausgaben betroffen. Allein in den
vergangenen fünf Jahren sind in der
Stadt Eisenach diese Ausgaben von 45
Millionen auf 53 Millionen Euro ange-
stiegen – ohne dass es einen entspre-
chenden Ausgleich durch Bund oder
Land gegeben hat. 

Die neue große Koalition in Berlin
hatte in diesem Zusammenhang Hilfe
zugesagt. Die Kommunen sollten um
eine Milliarde Euro bei den Kosten für
die Eingliederungshilfe entlastet wer-
den. Dieses bleibt nun doch aus. „Da

nanzielle Lücke von fast 220 Millionen
Euro. Aus Sicht der Landtagsfraktion
DIE LINKE besteht hier Handlungsbe-
darf. Sie wird das Thema auf die Tages-
ordnung der Fachausschüsse im Land-
tag setzen, um für Klarheit zu sorgen. 

Übereinstimmend warfen alle anwe-
senden kommunalen Verantwortungs-
träger das Problem des immensen Sa-

Ein Rucksack mit Arbeitsaufträgen
Treffen mit LINKEN kommunalen Verantwortungsträgern in Eisenach/Initiative für ein Investitionsprogramm beraten
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wird ein Wort gebrochen“, stellte Bodo
Ramelow kurz und knapp fest. Er kün-
digte an, über die Bundestagsfraktion
DIE LINKE nachzubohren. Als ein wei-
teres Konfliktfeld stellte sich die Frage
der Finanzierung der Kindertagesstät-
ten im Freistaat heraus. 

Einer Berechnung des Gemeinde-
und Städtebundes zufolge klafft eine fi-

Aus der Kalisalzlauge könnten wertvolle Rohstoffe gewonnen werden 

Nach Auffassung der Linksfrakti-
on kann ein neues Kali-Werk, in dem
durch ein Kristallisationsverfahren
aus der Salzlauge wertvolle Roh-
stoffe - Kalium und Magnesium - ge-
wonnen werden, zugleich die enor-
me Versalzung der Werra durch die
Kali-Lauge des Unternehmens K+S
gestoppt werden, so berichteten in
zum Teil großen Aufmachungen die
Thüringer Zeitungen über das Pres-
segespräch, zu dem Tilo Kummer,
der umweltpolitische Sprecher der
Linksfraktion, eingeladen hatte.

Der Abgeordnete hatte die Landes-
regierung „dringend aufgefordert“, die
Möglichkeiten für ein solches Kali-
Werk, das nach seiner Ansicht in Mer-
kers entstehen könnte, zu prüfen und
auf den Weg zu bringen. „Merkers wä-
re ideal, gerade auch mit Blick auf die
Frage, wie es mit der Grube weiter-
geht“, sagte Tilo Kummer. Und die 350
entstehenden neuen Arbeitsplätze wä-
ren nach dem verheerenden Kalifusi-
onsvertrag „eine gewisse Wiedergut-
machung“.

Für die etwa 90 Millionen Euro teure
Investition könnten Mittel der Wirt-
schaftsförderung sowohl des Bundes
als auch des Landes eingesetzt wer-

den. „Dies wäre der nachhaltigste
Weg“ und im Gegensatz zur Auffassung
des Konzerns K+S, der den Vorschlag
des Sondershäuser Instituts für Kali-
forschung K-UTEC für unwirtschaftlich
hält, eine vernünftige Lösung, die be-
reits in anderen Ländern zum Einsatz
kommt. Denn schließlich, so der Um-
weltpolitiker der Linksfraktion, müss-
ten die Kosten für den im Übrigen we-
nig realistischen Bau einer Kali-Abwas-
serpipeline zur Nordsee dagegen ge-
rechnet werden: Knapp eine Milliarde
Euro Investitionskosten. Und da die
Leitung für (tatsächlich) 1.300 Jahre
gebraucht wird - denn so lange dauert
es, bis sämtlicher Kaliabraum entsorgt
ist -, kommen noch einmal nicht über-
schaubare Kosten für die Unterhaltung
und Erneuerung der Pipiline hinzu.

Und wenn es tatsächlich so gewesen
sei, dass der Konzern per Kali-Fusions-
vertrag von den Kosten für die Werra-
versalzung freigestellt wurde, „dann
verstehe ich die Welt nicht mehr - es
gibt doch das Verursacherprinzip“, be-
tonte Tilo Kummer. Außerdem sei nicht
einzusehen, warum sich der Welt-
marktführer in der Kali-Produktion
nicht selbst um seine Abwässer küm-
mern sollte. Dabei wächst der Druck
auf Deutschland zur Einhaltung der EU-

weiten Wasserrahmenrichtlinie. Dass
jetzt die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort im Vertragsverletzungsverfahren
der EU-Kommission  wegen Nichtbe-
achtung dieser Richtlinie im Zusam-
menhang mit der Werraversalzung an-
gekündigt hat, „weniger strenge Um-
weltziele“ in Anspruch nehmen zu wol-

nierungsstaus an Schulen und Sport-
stätten in den Städten und Gemeinden
Thüringens auf. In der Diskussion führ-
te das zur Entwicklung einer Initiative
für ein Investitionsprogramm zur Sa-
nierung von Schulen und Sportstätten
in Höhe von 53 Millionen Euro. 

Die Mittel sollen sich aus den Über-
schüssen des Landeshaushaltes 2013
von über 400 Millionen Euro speisen.
Eine frohe Kunde für Eisenachs Rat-
hauschefin Katja Wolf. Sollte diese In-
itiative in die Praxis umgesetzt werden,
würden eine bis zwei Millionen Euro für
die Stadt zur Sanierung einer Schule
oder einer Schulturnhalle abfallen. 

Die Oberbürgermeisterin forderte
zudem ein erheblich größeres Engage-
ment des Freistaates, um Eisenach als
Aushängeschild für das Reformations-
jubiläum im Jahr 2017 fit zu machen.
Stichworte waren in diesen Zusam-
menhang die bislang nicht geklärte Fi-
nanzierung des Busbahnhofes und der
Aufbau von Kongresskapazitäten. „Hier
werden Chancen nicht nur für die
Stadt, sondern für den Freistaat vor-
sätzlich verspielt“, kritisierte das Ober-
haupt der Wartburgstadt. 

Für Bodo Ramelow war die zweitägi-
ge Runde in Eisenach fruchtbar, er-
kenntnisgewinnend und sie wird auf je-
den Fall eine Folgeveranstaltung nach
sich ziehen. Sein Rucksack auf dem
Rückweg nach Erfurt war mit einer
Menge von Arbeitsaufträgen gefüllt. 

Matthias Gärtner

Bei der Pressekonferenz von Um-
weltminister Jürgen Reinholz (CDU) am
9. April zu den Verträgen zur Sanierung
ökologischer Altlasten beim Großpro-
jekt Kali wurde wieder deutlich, dass
eine klare Nachzahlungsverpflichtung
des Bundes bei entstehenden Mehrko-
sten im Generalvertrag fehlt. „Mit die-
sem Vertrag erfolgte jedoch mit dem
Wissen der Landesregierung um die
Artikel 16 und 17 des Kalifusionsver-
trags eine Altlastenfreistellung der Fir-
ma K+S von Kosten, die nicht DDR-Zei-
ten zuzuschreiben waren“, kritisierte
MdL Tilo Kummer. 

„Dass diese wichtigen Regelungen
des Kalifusionsvertrags zur Altlasten-
freistellung dem Landtag nicht unver-
züglich zur Kenntnis gegeben wurden,

hat nichts mit Geheimhaltungspflich-
ten im Interesse eines Unternehmens
zu tun und ist schlichtweg ein Skan-
dal.“ 

Von den sich aus Artikel 16 und 17
ergebenden Mehrkosten für Thüringen
gegenüber dem normalen Freistel-
lungsrecht konnte der Landtag nichts
wissen, da ihm weder Kalifusionsver-
trag noch Generalvertrag zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung dieser Do-
kumente vorlagen. „Aus einem Urteil
des Staatsgerichtshofs Baden-Würt-
temberg vom 6.10.2011 zum EnBW-
Verkauf ergibt sich diesbezüglich für
uns der Verdacht, dass die Landesre-
gierung mit ihrer Zustimmung zu den
Verträgen gegen das Budgetrecht des
Landtags verstieß.“

Thüringen hätte Generalvertrag Ökologische 
Altlasten nicht zustimmen dürfen 

len, sei nicht zu akzeptieren. Nicht zu-
letzt werde damit einer Entscheidung
des Runden Tisches „Gewässerschutz
Werra/Weser und Kaliproduktion“ für
eine Alternative zur Nordseepipeline
vorgegriffen, hatte der Landtagsabge-
ordnete gewarnt. 

A. Rudolph             



Die Generationen

zusammen denken 
Kommunalpolitische Seniorenkonferenz der Linksfraktion mit großer Resonanz 

Die kommunalpolitische Senio-
renkonferenz der Fraktion DIE LIN-
KE am 8. April im Thüringer Landtag
widmete sich der Frage, wie sich
Kommunen auf eine älter werdende
Einwohnerschaft einstellen können
und wie Menschen ihren lebenslan-
gen Wohnort auch in ländlichen
Räumen beibehalten können, ohne
von ärztlicher Versorgung, kulturel-
ler und sozialer Infrastruktur abge-
schnitten zu werden. Da diese Fra-
gen für zahlreiche Regionen in Thü-
ringen von entscheidender Bedeu-
tung sind, folgten der Einladung zur
Konferenz über 100 Interessierte
aus vielen Thüringer Kreisen, aber
auch aus zehn weiteren Bundeslän-
dern. 

Neben Teilnehmern aus allen ande-
ren östlichen Bundesländern, waren
auch Seniorinnen und Senioren aus
Nordrhein-Westfalen und dem Saar-
land, Hamburg. Bremen und Hessen
vertreten. Darunter zahlreiche Mitglie-
der von Seniorenbeiräten und -arbeits-
gruppen, Seniorenverbänden und -or-
ganisationen sowie Gewerkschaften.
Den Auftakt zur Veranstaltung machte
Sandra Schöneich, Sozialdezernentin
der Stadt Gera, mit ihrem Fachvortrag
„Heutige Anforderungen an eine be-
darfsgerechte kommunale Seniorenar-
beit – zukünftiger Umgang mit der Ge-
neration Gold“. 
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DAS THEMA

mit einer fachübergreifenden Strategie
für die langfristige Entwicklung der Ge-
samtstadt bis zum Jahr 2030 auf den
Weg gebracht. Es reiche nicht, wenn
das Sozialdezernat Barrierefreiheit ver-
folge, dies müsste z.B. auch im Baude-
zernat für die Bereiche Bauvorhaben,
Stadtentwicklung und Verkehr mitge-
dacht werden. 

Das Ziel einer sozial gerechten Stadt
mit Bürgersinn sei vor allem im ge-
meinsamen Handeln und Interessen-
ausgleich unterschiedlicher Generatio-
nen sowie dem konkreten Bedarf im je-
weiligen Wohnumfeld zu erreichen.
Hierzu müsse die Seniorenmitbestim-
mung ausgebaut werden, stellte Doro-
thea Reuß, Seniorenbeauftragte der
Stadt Erfurt fest. 

Kritik am unverbindlichen
Seniorenmitwirkungsgesetz

Das vor gut einem Jahr verabschie-
dete Seniorenmitwirkungsgesetz
zeichne sich v.a. durch Unverbindlich-
keit und fehlende hauptamtliche Struk-
turen aus. Die Wahl von Seniorenbe-
auftragten und -beiräten sei freiwillig,
weshalb zahlreiche Kommunen und

wie der ärztlichen Versorgung im länd-
lichen Raum zu. Auch hier müssen die
Generationen zusammen gedacht und
Lösungen gefunden werden, die für
Jung wie Alt funktionieren. Wer als Ge-
bährende dringend einen Arzt braucht,
ein fieberndes Kind hat oder an einer
altersbedingten Erkrankung leidet,
kann nicht fünfzig Kilometer bis zur
nächsten Fachärztin fahren. Hier prä-

nen damit die Möglichkeit gegeben,
sich auf die ärztliche Tätigkeit zu kon-
zentrieren und die Verwaltungsarbei-
ten auszugliedern. Angedacht sind hier
auch Fachräume, in denen Ärzte aus
größeren Kreisstädten oder Kranken-
häu-sern an einzelnen Wochentagen
Sprechstunden anbieten können. Im
Sozialzentrum könnte ein Pflegedienst
integriert sein, oder ein dort angestell-

Als wichtigen Anlaufpunkt strich sie
die Ehrenamtszentrale mit dem Senio-
renbüro heraus. Sie diene als Kontakt-
stelle für Selbsthilfegruppen und hier
sei die Beratungsstelle für Seniorenar-
beit und Pflege im Aufbau. Ebenfalls im
Ehrenamt werde das Projekt „Netz-
werk Pflegebegleiter“ durchgeführt,
mit dem pflegende Angehörige unter-
stützt würden. 

Gera mit integrierter, fächer-
übergreifender Stadtplanung

Vor besonderen Herausforderungen
stünden die Kommunen nicht allein
wegen der längeren Lebenszeit der
Menschen, sondern auch aufgrund der
Zunahme von Single-Haushalten im Al-
ter und sowie der wachsenden Alters-
armut. Da Vereinzelung und Armut
aber keine Phänomene sind, die sich
auf die ältere Generation beschränken,
hat Gera eine integrierte Stadtplanung

Kreise bislang auch keine Vertreter ge-
wählt hätten. Auch sei keine Landesun-
terstützung für Seniorenbüros vorge-
sehen. DIE LINKE hatte schon vor Jah-
ren einen Gesetzentwurf vorgelegt, in
dem durch verbindliche Vorgaben und
finanzielle Unterstützung eine wirkli-
che Mitbestimmung möglich gewesen
wäre. 

Ernsthafte strukturelle Probleme
kommen auf Thüringen aber auch im
Bereich der sozialen Infrastruktur so-

sentierte Jörg Kubitzki, gesundheitspo-
litscher Sprecher der Linksfraktion,
das von ihm und Cordula Eger (Mitar-
beiterin für Gesundheit) entwickelte
Konzept der Landambulatorien. Diese
sollen kleinräumlich an Sozialzentren
angegliedert werden und Ärztinnen
und Ärzten durch ein Angestelltenver-
hältnis den Berufseinstieg erleichtern. 

Anstatt Unsummen für die Übernah-
me oder Neueröffnung einer eigenen
Praxis aufbringen zu müssen, werde ih-

ter Koordinator ist neben anderen Ver-
netzungs- und Beratungsaufgaben
auch dafür zuständig, Hilfen für Famili-
en mit zu pflegenden Angehörigen zu
vermitteln.

Im generationenübergreifenden
Ansatz die Aufgaben bewältigen

In der Veranstaltung wurde auch
durch die Diskussionsbeiträge klar,
dass Gesellschaft und Politik vor gro-
ßen Aufgaben stehen, die gemeinsam
mit Bürgerinnen und Bürgern in einem
integrierten, generationenübergreifen-
den Ansatz zu bewältigen sind. 

Dann, wenn Inklusion, Familien-
freundlichkeit, Barrierefreiheit und die
Sicherung sozialer Strukturen gemein-
sam gedacht werden, existieren Chan-
cen auf ihre Verwirklichung.

Gabi Ohler  

„Wie bringen wir uns ein in das gesellschaftliche Leben?“ Mit dieser Frage eröff-
nete Bodo Ramelow, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE im Thüringer Landtag, die
„Kommunalpolitische Seniorenkonferenz“ der Fraktion am 8. April in Erfurt. Der
Einladung der Linksfraktion in den Landtag waren zahlreiche Teilnehmerinnen und
Teilnehmer gefolgt.

Die LINKE mache den Vorschlag eines „echten Mitbestimmungsrechts“, betonte
Bodo Ramelow. Sie lade die Menschen ein, das soziale Miteinander in den Städten
und Gemeinden zu bestimmen. Dabei warb er dafür, keine isolierte Betrachtung an-
zustellen, sondern gemeinsam Vorstellungen, Strategien und eine Perspektive für
das künftige Zusammenleben zu entwickeln.



In diesen Monaten häufen sich
die Jubiläen, die ehemalige und akti-
ve Mitstreiterinnen und Mitstreiter
der Linksfraktion begehen. Maria
Funke, Dr. Roland Hahnemann und
Michael Gerstenberger hatten ihren
60. Geburtstag, Wolfgang Albold
seinen 65.

Bodo Ramelow würdigte beim Frakti-
onsempfang für die „Golden Sixties“,
wie er sie nannte, ihr politisches Enga-
gement und fand für jeden sehr per-
sönliche Worte, gespickt mit zahlrei-
chen Erinnerungen  und Anekdoten.

Maria Funke, die sich als Mitarbeite-
rin der Fraktion akribisch um die Alter-
native 54 e.V. und deren vielfältige
Spendentätigkeit  kümmert, kennt Bo-
do Ramelow schon seit 1990, als sie
zusammen die Gewerkschaft HBV in
Thüringen mit aufgebaut haben. 

„Es gab nichts Verwickeltes, was
Maria nicht entwickelt hätte. Und vor
allem hat sie den Menschen das Gefühl
gegeben, dass man sich wehren kann“,
betonte Bodo Ramelow. Später war sie
Wahlkreismitarbeiterin beim (leider
viel zu früh verstorbenen) Landtagsab-
geordneten Benno Lemke sowie bei
unserem Landwirtschaftsexperten
Konrad Scheringer.  

Auch mit Roland Hahnemann, der
bereits dem ersten Thüringer Landtag
für die Linke Liste/PDS angehörte und
auch Fraktionsvorsitzender war, ver-
bindet Bodo Ramelow eine „lange Li-
nie“. Bei den hungerstreikenden Berg-
leuten in Bischofferode, denen sich Ro-
land Hahnemann angeschlossen hatte,
haben sie sich kennen und schätzen
gelernt. Legendär das demokratische
Engagement des Wendebewegten. Er
hat mitgearbeitet am Verfassungsent-

Jahren zum Vizepräsidenten des Thü-
ringer Rechnungshofs gewählt wurde.

Mit Wolfgang Albold, seinem Mitar-
beiter, verbindet den Fraktionsvorsit-
zenden eine ganz besondere und enge
Beziehung. Daher fiel das Dankeschön
für ihn, der als Wahlkreismitarbeiter
mit der ehemaligen Bundestagsabge-

Der LINKE PARLAMENTSREPORT erscheint auf den Seiten 5 bis 10 in
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Unsere „Golden Sixties“

Da stellt die Linksfraktion ein in
ihrem Auftrag erstelltes Gutachten
zur Hochschulentwicklung vor, mit
innovativen Vorschlägen wie Ko-
operationen innerhalb Thüringens
und mit Hochschulen anderer Bun-
desländer. Von „einigen kecken
Vorschlägen“ spricht die Ostthürin-
ger Zeitung, das alles sei ein Dis-
kussionsangebot, betont die Linke.

Um Aufmerksamkeit muss sie
sich nicht sorgen, die SPD-Fraktion
schießt noch am gleichen Tag aus
allen Rohren, ihr „Sprecher für
Hochschule, Wissenschaft/For-
schung“ Dr. Thomas Hartung wet-
tert wie ein militanter Rohrspatz,
die Linke lasse „die Maske in der
Hochschulpolitik fallen“, und be-
hauptet allerhand Dinge, die sich
mit dem Gebot der Wahrheit nur
schwer vereinbaren lassen. 

Nach einem weiteren Tag assi-
stiert ihm sein Kollege Matthias
Hey; man werde sich gegen „die
Streichpläne der LINKEN zur Wehr
zu setzen“, lautet das Credo der
mutigen Männer und ich werde
jetzt wohl täglich nachschauen
müssen, ob sie nicht im dunklen
Landtagsflur lauern. 

In einem Interview äußerte sich
kurz darauf Christoph Matschie.
Der ist nicht nur seit 2009 Thürin-
ger Minister für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur, sondern auch
Mitglied der SPD (Landesvorsitzen-
der) und der SPD-Landtagsfrakti-
on. Matschie wirbt für Zusammen-
arbeit der Hochschulen („viel Raum
für Kooperation“). Entweder haben
sich Hartung und Hey mit ihrer At-
tacke also ins Abseits manövriert –
oder sie desavouieren bewusst den
eigenen Minister.

Thema des Interviews waren
auch die Hochschulfinanzen. Mat-
schie fordert ein Plus von vier Pro-
zent pro Jahr. Das findet sich auch
in der Studie. Das Finanzministeri-
um, geführt vom SPD-Koalitions-
partner CDU, bewilligt jährlich nur
ein Prozent. Darüber könnte sich
die SPD-Fraktion vielleicht wirklich
einmal aufregen.                                
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DAS LETZTE …

von Stefan Wogawa

Der Spatz im Flur

wurf für Thüringen, war von 1994 bis
1999 Vizepräsident des Landtags und
hat sich bis zu seinem Ausscheiden im
Jahr 2009 nicht zuletzt als Mitglied im
Innenausschuss vor allem den Demo-
kratie-Themen gewidmet.  

Von Anfang an dabei war auch Mi-
chael Gerstenberger, der sich als Di-

Die Landtagsabgeordnete Diana
Skibbe Fraktion die LINKE, die zugleich
Mitglied im Petitionsausschuss des
Thüringer Landtags ist, lädt am Mon-
tag, dem 28. April 2014, in der Zeit von
11 bis 13 Uhr in Sondershausen in der
Geschäftsstelle der Partei DIE LINKE,
Johann-Karl-Wetzel-Straße 50, zu einer
Petitionssprechstunde ein, in der sie
Anliegen und Probleme der Bürger auf-
nimmt. Es wird um telefonische Voran-
meldung unter 03632/782795 gebe-
ten.                                                     

Kommunaltour der Linksfraktion in ganz Thüringen

Die Sorgen und Nöte Thüringer
Kommunen stehen vom 22. bis 28.
April im Mittelpunkt einer Kommu-
naltour der Fraktion DIE LINKE im
Thüringer Landtag. In diesem Zeit-
raum absolvieren Abgeordnete und
Mitarbeiter der Fraktion in allen
vier Planungsregionen des Freistaa-
tes Vor-Ort-Besuche. Personell wird
die Tour dabei durch das Mitglied
des Europäischen Parlaments und
Vorsitzende der europäischen
Linksfraktion GUE/NGL, Gabi Zim-
mer, unterstützt und begleitet. Sie
ist am 25. April in Greiz mit unter-
wegs.

Thematisch werden die prekäre Fi-
nanzausstattung der Kommunen in
Thüringen, Fragen der Funktional- und
Verwaltungsreform, die Entwicklungen
des Gemeindewirtschaftsrechts, die
Situation auf dem Wohnungsmarkt und
der Stand der Bewältigung der Hoch-
wasserkatastrophe 2013 im Mittel-
punkt stehen.

Am 22. April führt die Tour ins Wei-
marer Land mit Stationen in Blanken-
hain bei der Tafel, im Jugendclub Bad
Berka und bei der Energiegenossen-
schaft Rittersdorf. Eine kommunalpoli-
tische Tagung  findet am Abend in Il-

plom-Mathematiker besonders um die
Haushalts- und Finanzprobleme küm-
merte. „Er hat uns die Zahlenkolonnen
um die Ohren gehauen“, erinnerte Bo-
do Ramelow. In der dritten Legislatur
war er auch Vorsitzender des Haus-
halts- und Finanzausschusses des
Landtags. 

„Und wir haben mit Micha das Desa-
ster des Rechnungshofs aufgelöst“,
wie es Bodo Ramelow formulierte,
denn es war schon ein großer Durch-
bruch, als der LINKE-Politiker vor vier

ordneten  Dr. Ursula Fischer 1994 in
den Landtag kam, besonders herzlich
aus. Ob dann auch Dr. Birgit Klaubert,
Gabi Zimmer, Werner Buse,  Dieter
Hausold - „es war völlig egal, wer unter
Dir Fraktionsvorsitzender war“, meinte
Bodo Ramelow unter allgemeiner Hei-
terkeit, denn jeder weiß, dass es eine
enzigartige Leistung ist, wie Wolfgang
sich buchstäblich um alles kümmert
und „den Laden so zusammenhält, wie
er ihn zusammenhält“, so sein Chef.    

A. Rudolph 

Einladung zur
Petitionssprechstunde

menau statt. Am 23. April geht es mit
dem Fraktionsvorsitzenden Bodo Ra-
melow nach Gotha, wo es Vor-Ort-Ter-
mine u.a.in der Baugesellschaft, im Er-
nestinum-Gymnasium und beim Sozial-
projekt Regel-Grundschule Walters-
hausen gibt. 

Auch in Suhl am 24. April ist der
Fraktionsvorsitzende dabei. Es beginnt
mit einem Treffen beim Erwerbslosen-
frühstück, setzt sich fort mit einem In-
fo-Stand im Stadtzentrum, am Nach-

mittag schließen sich Besuche und Ge-
spräche u.a. bei der GeWO sowie im
Treff der Volkssolidarität und am Frau-
enstammtisch an.  

Der Kyffhäuserkreis steht am 28.
April auf dem Programm der Kommu-
naltour. Neben dem Landratsamt in
Sondershausen, ist dort auch ein Be-
such der Volkshochschule geplant so-
wie ein Gespräch in der Schuldner- und
Verbraucherinsolvenzberatungsstelle.

Bodo Ramelow mit unseren „Geburtstagskindern“ (v.l.): Dr. Roland Hahnemann,
Michael Gerstenberger, Maria Funke und Wolfgang Albold.
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